Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 958 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

60. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 5. Oktober 1966 

61. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 6. Oktober 1966 

62. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 7. Oktober 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Halt die Bundesregierung den in den Vor- 
schriften der §§ 1807 ff. BGB angesprochenen 
Begriff der „mündelsicheren Anlagen" im 
Hinblick auf die heutige Entwicklung noch 
für zeitgemäß? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


II. 1. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um den Rückgang der niedergelasse- 
nen Zahnärzte, über den die Frau Bundesge- 
sundheitsministerin sich in ihrer Rede vor 
der Wissenschaftlichen Gesellschaft der Ärzte 
und Zahnärzte im öffentlichen Gesundheits- 
dienst am 14. Juni sehr besorgt geäußert hat, 
zu stoppen? 


II. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Zahl der Ausbildungs- 
Schmidt plätze für Zahnmedizin an deutschen Univer- 

(Kempten) sitäten zu gering ist, weil sie mit der anwach- 

senden Bevölkerungsziffer nicht Schritt ge- 
halten hat? 


III. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


III. 1. Abgeordneter Welche Beziehungen bestehen zwischen der 

Jacobi (Köln) Verlagsgesellschaft mbH. für Gegenwarts- 

kunde in Dinslaken und der Bundesregierung? 
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III. 2. Abgeordneter Findet die von der Verlagsgesellschaft mbFl. 

Jacobi (Köln) für Gegenv/artskunde in Dinslaken heraus- 
gegebene Schrift „Zahlen Sie zuviel Miete?" 
die Billigung der Bundesregierung? 


III. 3. Abgeordneter 

Jacobi (Köln) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wer die in 
Frage III, *2 genannte Schrift angeregt hat 
und an ihrer Finanzierung beteiligt ist? 


IV. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


IV. 1. Abgeordneter 
Borm 


IV. 2. Abgeordneter 

Borm 


IV. 3. Abgeordneter 
Josten 


IV. 4. Abgeordneter 

Josten 


IV. 5. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


IV. 6. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


IV. 7. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


Warum hat die Bundesregierung — wenn Mel- 
dungen zutreffen, daß die Berliner Fahne in 
Brünn schon seit Jahren gezeigt wird — die 
Schließung und Wiedereröffnung des offiziel- 
len deutschen Informationsstandes veranlaßt? 

Auf wessen Veranlassung und mit welcher 
Begründung ist beim letzten Besuch des Re- 
gierenden Berliner Bürgermeisters in New 
York an dessen Flotel die Berliner Fahne ent- 
fernt worden? 

Welche Erfahrungen wurden bisher mit dem 
Praktikantenaustausch zwischen der Bundes- 
republik und Japan gemacht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 
japanischer Seite ein großes Interesse besteht, 
den Praktikantenaustausch mit der Bundes- 
republik zu erweitern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
der weitgehenden Verlagerung der deutschen 
Kulturarbeit im Ausland in den privaten Sek- 
tor die Mitarbeiter von deutschen Kulturein- 
richtungen im Ausland (Goethe-Institut etc.) 
besorgt sind wegen der Heranführung von 
Ausrüstungsgegenständen und wegen ihrer 
persönlichen Sicherheit (wie beispielsweise 
im Kaschmirkonflikt)? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß sich Bulgarien genauso wie die 
CSSR vor der UNO zum Wortführer des Ver- 
suches machten, mit dem Antrag auf Zulas- 
sung der Sowjetzone als Beobachternation 
oder gar als Mitglied die 2-Staatentheorie 
Moskaus zu unterstützen? 

Erblickt die Bundesregierung in der Tatsache, 
daß der in Frage IV/6 erwähnte Versuch zur 
gleichen Zeit geschah, als sich Staatssekretär 
Lahr in Sofia um eine Verbesserung der wirt- 
schaftlichen und kulturellen Beziehungen be- 
mühte, einen Akt, der im Verhältnis zu sol- 
chen Staaten Vorleistungen ohne Gegenlei- 
stungen rechtfertigt? 
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IV. 8. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

IV. 9. Abgeordneter 
Schultz 
(Gau- 

Bischofsheim) 


IV. 10. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

IV. 11. Abgeordneter 

Folger 


IV. 12. Abgeordneter 

Folger 


IV. 13. Abgeordneter 

Ertl 


IV. 14. Abgeordneter 

Ertl 


rV. 15. Abgeordneter 

Ertl 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie oft 
sowjetische Hubschrauber die Hoheitsrechte 
der Bundesrepublik in letzter Zeit verletzt 
haben? 

Sind Verhandlungen mit den NATO-Verbün- 
deten geführt worden, um zu verhindern, daß 
sowjetische Hubschrauber im Zonenrandge- 
biet weiterhin die Demarkationslinie über- 
fliegen? 

Was ist auf Grund der in Frage IV 9 erwähn- 
ten Verhandlungen geschehen? 


Ist es richtig, daß der Charterflug des Bundes- 
kanzlers am 25. September 1966 nach Washing- 
ton 140 000 DM gekostet hat? 

Welcher politische Nutzen hat sich für die 
Reise des Bundeskanzlers in die USA aus 
der Teilnahme der Gattinnen der Minister, 
der Gattin und Tochter des Bundeskanzlers 
sowie des Schwiegersohnes des Bundeskanz- 
lers, eines Herrn Klotz, ergeben? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der 
Bundesregierung seitens der italienischen Re- 
gierung Beweismaterial über die angebliche 
Unterstützung der Anschläge in Südtirol aus 
der Bundesrepublik zugeleitet worden ist? 

Hat die Bundesregierung die Möglichkeit ge- 
habt und genutzt, insbesondere die letzte 
sogenannte Dokumentation der Republikani- 
schen Partei Italiens über die Anschläge in 
Südtirol auf ihren Wahrheitsgehalt zu prü- 
fen? 

Welche Schritte wegen der in Frage IV/13 
erwähnten Unterstützung hat die Bundesre- 
gierung bereits unternommen oder gedenkt 
die Bundesregierung noch zu unternehmen, 
um schon im Interesse ihres eigenen Ansehens 
den ständigen beleidigenden Angriffen gegen 
Personen und demokratische Vereinigungen 
wirksam entgegenzutreten? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

V. 1. Abgeordneter Wie weit sind die Vorarbeiten zu dem am 

Bauer 10. Februar 1966 in einer „Kleinen Anfrage" 

(Würzburg) im Anschluß an die Annahme der Empfehlung 

433 im Europarat — Maßnahmen gegen die 
Anstiftung zu rassischer, nationaler und reli- 
giöser Intoleranz mit Mustergesetz — bei 
der Bundesregierung angeregten Stellungnah- 
me und zu dem am 3. März 1966 von ihr in 
Aussicht gestellten Bericht zwischenzeitlich 
gediehen? 


3 



Drucksache V/958 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


V. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Harmoni- 

Dr. Jahn sierungsnovelle zum Bundesbesoldungsgesetz 

(Braunschweig) auch auf die Mitarbeiter (Angestellte) der 

Goethe-Institute auszudehnen? 

V. 3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Jahn den deutschen Bürgern, die längere Zeit im 

(Braunschweig) Ausland weilen, für Parlamentswahlen die 

Ausübung ihres Wahlrechts zu ermöglichen? 

V. 4. Abgeordneter Welche Gründe haben nach Informationen der 

Dr. Lohmar Bundesregierung den Generalsekretär des 

Deutschen Bildungsrates veranlaßt, sein Amt 
zur Verfügung zu stellen? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesminislers der Finanzen 


VI. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Weigl Bevölkerung der Landkreise Eschenbach und 

Kemnath einige Unruhe vorhanden ist, weil 
auch bei den diesjährigen Manövern der Sta- 
tionierungsstreitkräfte z. B. in der Gemeinde 
Kastl, Landkreis Kemnath, größerer Schaden 
entstanden ist, der nach Meinung der Bevöl- 
kerung bei etwas gutem Willen vermeidbar 
gewesen wäre? 

VI. 2. Abgeordneter Bis wann ist mit der Abwicklung des in Fra- 
Weigl ge VI/1 erwähnten und des bereits 1965 ent- 

standenen Manöverschadens zu rechnen? 


VI. 3. Abgeordneter Besteht wenigstens künftig die Möglichkeit, 
Weigl durch ein vereinfachtes Verfahren bei der 

Abwicklung entstandener Manöverschäden die 
Frist zwischen Schadensursache und Schadens- 
schätzung abzukürzen? 

VI. 4. Abgeordneter Wie hoch ist die zu erwartende Einbuße an 
Dr. Apel Einnahmen aus der Mineralölsteuer pro Haus- 

haltsjahr zu veranschlagen, wenn der Vor- 
schlag der EWG-Kommission über die „ab- 
gabenfreie Einfuhr des in den Treibstoffbe- 
hältern der Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen 
Treibstoffs" unverändert durch den Minister- 
rat in Kraft gesetzt werden sollte? 

VI. 5. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
Dr. Apel wußt, daß durch die in Frage VI/4 erwähnte 

Maßnahme die Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten der deutschen Seehäfen durch eine 
weitere willkürliche Begünstigung des Güter- 
straßenverkehrs zu den Rheinmündungshäfen 
verstärkt würden? 
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VI. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einer etwaigen 
Dr. Apel EWG-Regelung über „die abgabenfreie Ein- 

fuhr des in den Treibstoffbehältern der Nutz- 
kraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffs" erst 
dann zuzustimmen, wenn sie vorher mit den 
norddeutschen Küstenländern eine gemein- 
same Regelung hinsichtlich des finanziellen 
Ausgleichs der Nachteile des Zu- und Ablauf- 
verkehrs zu den deutschen Seehäfen im Wett- 
bewerb mit dem grenzüberschreitenden Kraft- 
verkehr gefunden hat? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


VII. l. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Wann wird die Bundesregierung entsprechend 
der Entschließung des Bundestages vom 14. 
November 1963 die ursprünglich bis zum 30. 
Juni 1965 erbetenen Vorschläge bezüglich 
Neuregelung der Förderungsmaßnahmen zur 
Beseitigung von Altölen im Interesse des 
Schutzes der Gewässer und des Bodens vor- 
legen? 


VII. 2. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Aus welchem Grund liegen die in Frage VII/1 
erwähnten Vorschläge noch nicht vor, ob- 
schon die Bundesminister für Wirtschaft, für 
Gesundheitswesen, der Finanzen, für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten sowie für 
Verkehr in ihrem gemeinsamen Zwischenbe- 
richt vom 30. Juni 1965 (Drucksache IV 3724) 
angekündigt haben, die Vorschläge so recht- 
zeitig vorzulegen, daß noch vor dem 1. Januar 
1967 eine Neuregelung beschlossen werden 
könne? 


VII. 3. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, wenn 
bei Ausschreibungen für den Bezug von Spiri- 
tuosen aus dem Währungsgebiet der DM-Ost 
— wie im Bundesanzeiger Nr. 118 vom 30. 
Juni 1966 geschehen — das gesamte Kontin- 
gent einem einzigen Interessenten so schnell 
zugeteilt wird, daß die Zuteilung bereits un- 
mittelbar nach der Veröffentlichung erfolgt 
ist, sodaß weiteren Antragstellern keine 
Chance mehr gegeben war? 


VII. 4. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist die Bundesregierung bereit, die Einfuhr 
von Robbenfellen, vor allem aus Kanada, 
solange zu sperren, bis die in einer Fernseh- 
sendung dargestellten tierquälerischen Jagd- 
methoden geändert worden sind? 


VII. 5. Abgeordneter Ist dem Bundeswirtschaftsministerium be- 
Zebisch kannt, daß aus der CSSR Mischkies in das 

bayerische Grenzlandgebiet eingeführt wird? 
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VII. 6. Abgeordneter Entspricht das in Frage VII 5 erwähnte 
Zebisch Material den Richtlinien für werkgemischten 

Betonkiessand, wie im Ministerialamtsblatt 
der bayerischen inneren Verwaltung Nr. 
25/1961, S. 371 bekanntgemacht, sowie den im 
Überwachungsvertrag des Materialprüfungs- 
amtes für das Bauwesen der Technischen Hoch- 
schule München bekanntgegebenen Forderun- 
gen gern. Bekanntmachung des BStMdl vom 
30. Mai 1961 Nr. IV B 5/9140 25? 

Was gedenkt das Bundeswirtschaftsministe- 
rium bzw. die Bundesregierung auf Grund 
der in Frage VII/5 erwähnten Mischkiesein- 
fuhr zur Absicherung der heimischen Grenz- 
betriebe zu unternehmen? 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
rung, dafür zu sorgen, daß die Preissenkungen 
für Benzin, die in Gebieten mit scharfem Wett- 
bewerb kalkulatorisch offenbar möglich ge- 
wesen sind, alle Verbraucher erreichen? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Hält es die Bundesregierung weiterhin für 
vertretbar, bei der Berechnung von Eltem- 
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz für 
Eltern von Gefallenen, die heute noch in den 
deutschen Ostgebieten leben, einem Umrech- 
nungskurs für den Zloty von 6 ; 1 zugrunde 
zu legen, obwohl kaufwertmäßig höchstens 
ein Umrechnungskurs von 18:1 vertretbar ist? 

Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
regierung gediehen, eine für die Betroffenen 
und die Ärzteschaft erreichbare zentrale Stelle 
mit einer Sammlung der medizinischen Erfah- 
rungen mit den Spätschäden aus langer Kriegs- 
gefangenschaft unter schwersten Bedingungen 
einzurichten? 

VIII. 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 
Dr. Meinecke und den Entschließungsantrag des Europäi- 

schen Parlaments vom 20. Juni 1966 „über 
die betriebsärztlichen Dienste in den Arbeits- 
stätten im Rahmen der drei Gemeinschaften 
(Dokument 73)" im Hinblick auf die darin ent- 
haltene scharfe Kritik an der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. an der Bundesregierung (Zif- 
fern 76, 77, 103, 142 und 145)? 

VIII. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob sich seit 
Dr. Meinecke der durch das Bundesarbeitsministerium im 
September 1965 veranlaßten Zusatzerhebung 
zum Industriebericht die Zahl der in der Indu- 
strie hauptberuflich tätigen Werkärzte (417) 
erhöht hat, bzw. ob eine derartige Tendenz 
bereits zu erkennen ist? 


VIII. 2. Abgeordneter 

Dröscher 


VIII. 1 . Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


VII. 8. Abgeordneter 

Dröscher 


VII. 7. Abgeordneter 

Zebisch 
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IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 1. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 

IX. 2. Abgeordneter 
Richter 


IX 3. Abgeordneter 

Richter 


IX. 4. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 


Wann wird die im Bundcsverleidigungsrnini- 
sterium erarbeitete Umorganisation von 
Wehrbczirksverwaltungen wirksam? 

Ist es zutreffend, daß der Etat für Forschung 
und Entwicklung des Bundesverteidigungs- 
ministeriums für 1966 bereits um 100 bis 200 
Millionen DM überzogen sein soll? 

Ist es zutreffend, daß im Bundesverteidigungs- 
ministerium gegenwärtig für die F 4 Phan- 
tom II eine Durchführbarkeitsstudie ausgear- 
beitet wird, die bis Ende Oktober vorliegen 
soll, und das Ministerium untersuchen läßt, ob 
der komplette Kauf dieses Flugzeuges in den 
USA, der Nachbau in Deutschland oder die 
Gemeinschaftsproduktion mit Großbritannien 
wirtschaftlicher sei? 

Ist das Bundesverteidigungsministerium in der 
Lago, die Summe der zur Zeit nicht besetzten 
hauptamtlichen ärztlichen Stellen des Sanitäts- 
und Gesundheitswesens der Bundeswehr abso- 
lut und in vom Hundert der Gesamtzahl der 
ausgewiesenen Stellen anzugeben? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


X. 1. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


X.. 2. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


X, 3. Abgeordneter 

Brück (Holz) 


X. 4. Abgeordneter 

Dröscher 


Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
der Ausbau der für den Südharzraum wichtig- 
sten Verkehrsverbindung, der Bundesstraße 
27/243 von Herzberg bis Bad Lauterberg, bis- 
her vernachlässigt worden ist? 

Trifft es zu, daß der Bundesverkehrsminister 
anläßlich seiner Besichtigungsfahrt in Baden- 
Württemberg am 27. September 1966 erklärt 
hat, daß ab 1. Oktober 1966 Ausschreibungen 
für Bauten an Bundesstraßen in Baden-Würt- 
temberg, so z. B. für die baureifen Pläne zum 
Ausbau der Ortsdurchfahrt Ludwigsburg im 
Zuge der B 27, nicht mehr erfolgen könnten? 

Welche Gründe veranlaßten die Bundesregie- 
rung, einen Exportauftrag der Saarbergwerke 
über jährlich 200 000 t Kohle nach Schweden 
dadurch zu verhindern, daß sie einen Als-ob- 
Tarif bei der Deutschen Bundesbahn zum 
Seehafen Emden nicht genehmigte? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn dafür einzutreten, daß die 
Versorgung der Reisenden in Eil- und Nacht- 
schnellzügen mit alkoholfreien Getränken ein- 
schließlich frischer Trinkmilch dadurch ver- 
bessert wird, daß in solchen Zügen ohne 


Fragcateller hat sich mit 
schrittlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


7 



Drucksache V/958 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Speisewagen von den Möglichkeiten moder- 
ner Versorgungstechnik Gebrauch gemacht 
und Getränkeautomaten aufgestellt werden? 

X. 5. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angemessen, 
Kaffka daß die Deutsche Bundesbahn bei Güterab- 

fertigungen mit geringem Stückgutverkehr ei- 
nen Zuschlag von einer DM pro Frachtbrief- 
sendung erhebt? 

X. 6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß an 
Kaffka Kreuzungen von Bundesstraßen Richtungs- und 

Hinweisschilder oft so ungeschickt aufgestellt 
sind, daß sie dem einbiegenden Fahrer die 
Sicht nehmen und damit zur Verkehrsgefähr- 
dung werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung dagegen 
zu tun, daß in zunehmendem Maße auch auf 
Bundesstraßen Zebrastreifen, Leitlinien und 
andere Markierungen aus Lackfolien und ähn- 
lichem Material aufgetragen werden, die sehr 
glatt sind und infolgedessen eine Gefährdung 
der Sicherheit der Fußgänger und der Kraft- 
fahrzeuge bedeuten? 

Wer ist dafür haftbar, wenn auf Grund der 
in Frage X/7 erwähnten Markierungen bei- 
spielsweise bei Nässe und Glätte Unfälle durch 
Stürze, Schleudern und dergleichen passie- 
ren? 


XL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

XL 1. Abgeordneter Wie setzt sich der Betrag von 1,35 DM zu- 
Wurbs sammen, den die Bundespost als Anteil an der 

Fernsehgebühr einbehält? 

Gibt es keine Möglichkeit, durch Rationalisie- 
rung im Hebedienst und in technischen Fragen 
den in Frage XI/1 genannten Betrag zu sen- 
ken? 

XL 3. Abgeordneter Wann ist mit der seit langem angekündigten 
Wurbs Trennung von Tonfunk- und Fernsehgebühr 

zu rechnen? 


Bonn, den 30. September 1966 


XL 2. Abgeordneter 

Wurbs 


X. 8 . Abgeordneter 

Ollesch 


X. 7. Abgeordneter 

Ollesch 
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